
Nachschlagewerk: ja  

BGHZ: nein

BGB §§ 823 De, E f; 836

Zur Frage, unter welchen Voraussetzungen der Vermieter e iner 
Wohnung, zu der eine noch n ic h t fe r t ig g e s te llte  Loggia gehört, 

von der V eran tw ortlichke it fü r  einen Unfall eines Gastes 
der M ieter b e fre it  w ird , der auf e iner Ablösung von Teilen der 
provisorisehen Brüstung der Loggia beruht.
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Der VI. Z iv ilse n a t des Bundesgerichtshofs hat auf die mündliche 
Verhandlung vom 11. Dezember 1984 durch den Vorsitzenden Richter 

Dr. Steffen und die Richter Dr. Kullmann, Dr. Ankermann, Dr. Lepa und 

B ischoff fü r Recht erkannt:

Die Anschlußrevision des Klägers gegen das U rte il 
des 22. Z iv ilsena ts  in Darmstadt des Oberlandesgerichts 
Frankfurt am Main vom 20. September 1983 wird zurück­

gewiesen.

Auf die Revision des Beklagten wird das vorgenannte 
U rte il im Kostenpunkt und insoweit aufgehoben, a ls  darin 
zu seinem Nachteil erkannt worden is t .

Im Umfang der Aufhebung w ird die Sache zur ander­
weiten Verhandlung und Entscheidung, auch über die 

Kosten des Revisionsverfahrens, an das Berufungsgericht 
zurückverwiesen.

Tatbestand

Der Kläger nimmt den Beklagten aus einem Unfall vom 18. Juni 1981 
auf Zahlung von Schmerzensgeld in  Anspruch. An diesem Tage hatte der 

Kläger seine Tochter und seinen Schwiegersohn besucht, die im Hause 
des Beklagten - einem Neubau - eine im ersten Stock gelegene Wohnung 

gemietet hatten. Zu dieser Wohnung gehörte eine zu diesem Zeitpunkt 
noch n ich t fe r t ig g e s te llte  Loggia. Es feh lten  noch der Bodenbelag und 
das Holzgeländer. Zur provisorisehen Absicherung der Loggia hatte der 
Beklagte zwei Reihen etwa 10 cm b re ite r  B re tte r von außen an zwei
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Stützbalken angenagelt. Der Kläger t r a t  auf die Loggia, um frische  
Lu ft zu schöpfen. Dabei wurde ihm - so behauptet er - p lö tz lic h  

schwarz vor Augen. Als er am oberen B re tt der provisorischen Brüstung 
Halt suchte, lösten sich beide B re tte r. Der Kläger ve rlo r das Gleichge­
w icht und s tü rz te  etwa 4 1/2 Meter t i e f  ab. Er brach sich mehrere 

Wirbel und e r l i t t  eine Querschnittslähmung.

Der Kläger hat behauptet, der Beklagte habe die B re tte r so mangel­

ha ft b e fe s tig t, daß sie keiner Belastung hätten standhalten können; 
die Nägel, m it denen das Brüstungsbrett angeschlagen worden se i, seien 
nur 2 cm t i e f  in das Holz der Stützbalken eingedrungen. Auf diese un­
zulängliche Absicherung habe der Beklagte seine M ieter n ich t hinge­
wiesen; er habe auch n ich t die Benutzung der Loggia untersagt.

Der Beklagte hat seine Haftung in Abrede g e s te llt  und behauptet, er 
habe seine M ieter auf die Unzulänglichkeit der Absicherung der Loggia 
aufmerksam gemacht, ihnen die Benutzung der Loggia untersagt und sie 
mehrfach darauf hingewiesen, sie müßten dafür Sorge tragen, daß unbe­
fugte Personen die Loggia n ich t betreten. Der Kläger habe g le ic h fa lls  
gewußt, daß die Absicherung der Loggia nur ein Provisorium gewesen se i; 
er habe den Unfall durch Leichtsinn und Übermut herbeigeführt.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Das Ober!andesgericht hat 
den Beklagten auf der Grundlage eines Mitverschuldens des Klägers von 
einem D r it te l zur Zahlung eines Schmerzensgeldes von 60.000 DM nebst 
Zinsen und e iner lebenslangen Schmerzensgeldrente von monatlich 
200 DM ab 1. Oktober 1983 v e ru r te i lt .

M it der Revision e rs tre b t der Beklagte die W iederherstellung des 
landgerichtlichen U rte ils . Der Kläger hat Anschlußrevision e inge legt, 
m it der er die Verurte ilung des Beklagten zur Zahlung eines höheren 
Schmerzensgeldes und e iner höheren Schmerzensgeldrente begehrt.



Entscheidungsgründe

I.

Nach Auffassung des Berufungsgerichts s teh t dem Kläger gegen den 
Beklagten aus §§ 836 Abs. 1, 823 Abs. 1, 847 Abs. 1 BGB ein Schmer- 
zensgeldanspruch zu. Die Vermietung der Wohnung habe die Haftung des 
Beklagten aus unerlaubter Handlung n ich t b e s e it ig t.  Die Ablösung der 
provisorisch angebrachten B re tte r bedeute eine Ablösung von Teilen des 
Gebäudes i.S . des § 836 Abs. 1 BGB; daß auch der Kläger auf die Bret­
te r e ingew irkt habe, stehe der Haftung des Beklagten aus § 836 Abs. 1 
BGB n ich t entgegegen. Die Ablösung der B re tte r habe auf ih re r unzu­
länglichen Befestigung beruht; es sei fe h le rh a ft gewesen, sie von 
außen s ta t t  von innen anzunageln; im übrigen seien die S t if te  höch­
stens 3 cm in die beiden Stützbalken eingedrungen, so daß sie einem 
auch nur mäßigen Druck vom Inneren der Loggia her n ich t hätten w ider­
stehen können. Der Entlastungsbeweis sei dem Beklagten n ich t gelun­
gen. Für ihn sei die unzulängliche Befestigung der B re tte r erkennbar 
gewesen. Etwaige Warnungen, wie s ie der Beklagte behaupte, änderten 
nichts an seiner V e ran tw ortlichke it, vielmehr hätte er seinen Mietern 
und anderen Personen das Betreten der Loggia durch geeignete Vor­

kehrungen unmöglich machen müssen. A lle rd ings tre f fe  den Kläger, fü r 
den die Behelfsmäßigkeit der Absicherung der Loggia erkennbar gewesen 
se i, an dem Unfall ein Mitverschulden, das m it einem D r it te l zu bewer­
ten se i. Unter Berücksichtigung dieses Mitverschuldens sei ein 
Kapital betrag von 60.000 DM g e re c h tfe rtig t, der den Zeitraum b is zum 
30. September 1983 erfasse; fü r die Z e it danach sei insbesondere unter 

Berücksichtigung des A lte rs  des Klägers (im U n fa llze itpunkt 51 Jahre) 
ein monatlicher Rentenbetrag von 200 DM angemessen.
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11.

Diese Erwägungen halten den Angriffen der Anschiußrevision des 
Klägers stand; hingegen fü h rt die Revision des Beklagten zur Aufhebung 
des Berufungsurteils und zur Zurückverweisung der Sache an das Be­
rufungsgericht.

Zur Revision des Beklagten

1. In ihrem Ausgangspunkt sind die rechtlichen Erwägungen des Be­
rufungsgerichts a lle rd ing s  n ich t zu beanstanden.

a) Es t r i f f t  zu und wird auch von der Revision des Beklagten n ich t 
in  Frage g e s te llt ,  daß § 836 BGB auf den S t r e i t fa l l  Anwendung fin d e t. 
Die Verletzung des Klägers beruht auf e iner Ablösung von Teilen des 
Gebäudes i.S . von § 836 Abs. 1 BGB. Für die Haftung des Beklagten aus 
dieser V o rsch rift i s t  es ohne Bedeutung, daß zur Ablösung der B re tte r 
der Druck beigetragen hat, den der Kläger auf sie ausgeübt hat, a ls  er 
an ihnen Halt suchte (v g l. RG HRR 1938 Nr. 436; BGH U rte il vom
16. Juni 1952 - I I I  ZR 142/50 = LM § 836 Nr. 4; Senatsurteil vom 

30. Mai 1961 - VI ZR 310/56 - VersR 1961, 803, 805; BGB-RGRK (K re ft) ,  
12. A u f l. ,  § 836 Rdn. 21 m.w.N.). Ohne Rechtsfehler is t  das Berufungs­
ge rich t w eite r zu dem Ergebnis gelangt, daß die Befestigung der 
Brüstung mangelhaft war und dem Beklagten dies bekannt sein mußte.

b) M it dem Berufungsgericht is t  ferner davon auszugehen, daß den 
Beklagten n ich t schon der Umstand, daß die Brüstung deu tlich  a ls 

Provisorium erkennbar war, von einer Haftung nach § 836 BGB b e fre it .  
Zwar muß der Gebäudeeigentümer fü r  den Verkehr n ich t a lle  Gefahren des
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Gebäudes der in § 836 BG3 näher beschriebenen A rt vo lls tänd ig  aus­
schließen. Insoweit gelten auch fü r die Haftung aus § 836 BGB, der nur 
einen spezie llen Fall der allgemeinen Verkehrssicherungspflichten 

re ge lt ( BGHZ 55, 229, 235; 58, 149, 156; BG8-RGRK (K re ft) aaO § 836 
Rdn. 1 m.w.N.), die fü r diese entw ickelten allgemeinen Rechtspre­

chungsgrundsätze. Danach sind fü r die Anforderungen an die Gefahren­
sicherung insbesondere die Sicherungserwartungen des Verkehrs maßge­

bend. Sie sind herabgesetzt gegenüber Gefahren, die jedem vor Augen 
stehen müssen und vor denen man sich deshalb durch die zu verlangende 
eigene Vorsicht ohne weitere' se lbst schützen kann. Wäre fü r  jeden Be­
nutzer der Loggia aus dem Zu<tand des Provisoriums unschwer zu erken­
nen gewesen, daß die B re tte r wegen ih re r Befestigung einen Druck n ich t 
standhielten und nur a ls optische Begrenzung vorgesehen waren, so 
hätte der Beklagte grundsätzlich eine Gefährdung durch ih re  Benutzung 
als Brüstung n ich t in  Rechnung s te lle n  müssen. Indes war h ie r nach den 
Feststellungen des Berufungsgerichts die feh le rha fte  Befestigung der 
Brüstung n ich t ohne weiteres erkennbar, so daß insoweit von einer Ge­
fahr, die vor sich se lbst warnt, keine Rede sein kann.

c) S ch ließ lich  kann den Beklagten auch n ich t ohne weiteres schon 
der Umstand en tlasten, daß er die Loggia zusammen m it der Wohnung, zu 
der sie gehörte, verm ietet ha tte , so daß die Gefahrenstelle damit in 

den räumlichen Bereich e iner Sicherungszuständigkeit der M ieter über- 
gegangen war. Durch die Vermietung der Wohnung war der Beklagte als 
Hauseigentümer n ich t von seinen Verkehrssicherungspflichten nach 

§ 836 BGB schlechthin b e fre it .  Dies umso weniger, a ls auch den Mietern 
nach den bisherigen Feststellungen des Berufungsgerichts n ich t von 
vornherein deu tlich  sein mußte, daß die Befestigung der B re tte r fü r 

ihre Beanspruchung a ls Brüstung gänzlich unzureichend war.
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2. Etwas anderes könnte jedoch dann ge lten, wenn der Beklagte die 
Mieter ausdrücklich vor einem Betreten der Loggia gewarnt, ihnen gar 

untersagt hätte, die Loggia b is  zur F e rtig s te llung  des Geländers zu 
betreten und Besucher auf die Loggia zu lassen, wie dies der Beklagte 
in  beiden Vorinstanzen unter Beweisantritten behauptet hat.

Das Berufungsgericht hat - im Gegensatz zum Landgericht - derartige  
Warnungen fü r unerheblich angesehen, weil sich die M ieter darauf 
hätten verlassen können, daß die Brüstung im Rahmen ih re r  Konstruktion 
standhalten werde.

M it diesen Erwägungen w ird das Berufungsgericht indes der r e c h t l i ­
chen Bedeutung des Vorbringens des Beklagten n ic h t gerecht.

a) Es kann dahinstehen, ob, wenn der Beklagte gegenüber seinen 
Mietern ein ausdrückliches Benutzungsverbot ausgesprochen haben 

s o llte ,  gegenüber e iner Haftung des Beklagten fü r  den Unfall des 
Klägers n ic h t schon die Grundsätze e ing re ifen , nach denen in a l le r  
Regel Sicherungsmaßnahmen nur fü r den zugelassenen Verkehr.zu tre ffe n  
sind, unbefugte Benutzer dagegen n ich t zu dem Kreis der geschützten 

Personen gehören. Dem könnte entgegenstehen, daß der Kläger sich n ich t 
fü r einen unbefugten Benutzer der Loggia halten mußte, solange er 

keine Kenntnis von einem derartigen Verbot hatte .

b) Hat der Beklagte den Mietern deu tlich  genug d a rg e s te llt, daß der 
b isherige Zustand der Loggia wegen unzulänglicher Sicherungen eine Be­
nutzung n ic h t zuließ und ihnen deshalb verboten, Gäste auf die Loggia 
zu lassen, so hat er damit jed en fa lls  zunächst ausreichende Vorkehrun­
gen zur Vermeidung der Gefahr ge tro ffen , wie s ie  sich h ie r verw irk­

l ic h t  hat. Insoweit muß fü r  die an ihn zu stellenden Sicherungsanfor­

derungen be rücks ich tig t werden, daß m it der Vermietung der Wohnung den
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Mietern E influß und K ontro lle  h in s ic h tlic h  der Gefahrenstelle überant­

wortet war; insoweit wuchs auch ihnen eine Sicherungszuständigkeit zu, 

auf die sich der Beklagte a ls Vermieter in  Grenzen verlassen konnte. 
Hat der Beklagte die M ieter auf die Gefährl ic h k e it der Loggia hinge­

wiesen, gar ihnen deshalb das Betreten der Loggia untersagt, so konnte 
er davon ausgehen, daß die M ieter fü r die Beachtung dieses Verbots 
auch bezüglich ih re r  Gäste sorgen würden, solange keine konkreten Um­
stände hervorgetreten waren, die ihn hieran hätten zweifeln lassen 

müssen. Das muß grundsätzlich se lbst dann ge lten , wenn sich das Verbot 
nur auf Gäste beschränkte, also n ich t auch auf die Mieter se lbst be­
zog. Denn auch in  dieser eingeschränkten Form konnte das Verbot unter 
den gegebenen Umständen nur den Sinn haben, Gefährdungen, die von der 
provisorischen Brüstung ausgingen, auszuschließen; es umfaßte dann 
se lbstverständ lich  auch den Hinweis fü r die M ieter, sich von der 
Brüstung fernzuhalten, weil diese n ich t ausreichend gesichert war. 
Worin im einzelnen die Ursache fü r  die Gefährdung bestand, brauchte 

der Beklagte n ich t besonders herauszustellen.

c) G elingt dem Beklagten der Beweis, daß er das Betreten der Loggia 
durch die M ieter oder deren Gäste untersagt oder die M ieter auf andere 
Weise deu tlich  auf die G e fäh rlichke it der Loggia hingewiesen hat, so 

hat er nachgewiesen, daß er die ihm zumutbaren Vorkehrungen getroffen 
hat, um den Kläger vor einem Unfall zu bewahren, wie er sich h ie r ver­

w irk l ic h t  hat. Dann wäre er auch nach § 836 BGB von e iner Verantwort­
l ic h k e it  fü r  den Unfall des Klägers f re i g e s te llt .  Daran würde sich 
auch n ich ts  dadurch ändern, daß die Gefahrensituation, die durch die 
mangelhafte Sicherung der Loggia entstanden war, über einen längeren 
Zeitraum angedauert hat. Es kann auf sich beruhen, ob ein Verbot, 
eine Gefahrenstelle zu betre ten, unter bestimmten Umständen durch 
Ze itab lau f seine Wirksamkeit einbüßt und damit zur Abwendung der Ge­
fahr untauglich w ird . Denn dies könnte a l le n fa l ls  fü r  Fä lle  ge lten, in
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denen das Bewußtsein der Gefahr durch Ze itab lau f schwindet, n ich t aber 
fü r F ä lle , in  denen - wie h ie r - die Fortdauer der Gefahr durch die 

äußeren Umstände ste ts  vor Augen t r i t t .

3. Der Revision b le ib t  jedoch der E rfo lg  versagt, soweit s ie sich 
gegen die Erwägungen des Berufungsgerichts zum Mitverschulden des 
Klägers r ic h te t .  Die Revision macht geltend, daß dem Kläger bei der 

nach § 254 BGB vorzunehmenden Abwägung n ich t nur seine eigene Unvor­
s ic h tig k e it,  sondern nach §§ 278, 328 BGB auch ein die M ieter an dem 
Unfall tre ffendes Mitverschulden zuzurechnen se i. Der Kläger sei als 

Gast der M ieter in  den Schutzbereich des M ietvertrages einbezogen 
gewesen; deshalb hätten die M ieter in  Bezug auf die Obliegenheiten des 

Klägers zur Vermeidung des U nfa lls  die Rechtsstellung von E rfü llungs­
gehilfen eingenommen m it der Folge, daß auch der de lik tisehe  Schadens­
ersatzanspruch des Klägers im Umfang des den Mietern anzulastenden 

Mitverursachungsanteils gemindert se i.

Diese Auffassung t e i l t  der Senat n ich t. Es kann auf sich beruhen, 
ob die Überlegungen der Revision schon daran scheitern, daß eine Ein­

beziehung des Gastes des Mieters in  den Schutzbereich des M ie tve rtra ­
ges zu verneinen i s t  (v g l. BGB-RGRK (Gel haar), 12. A u f!. ,  Rdn. 168 vor 

§ 535; Erman-Schopp, BGB, 7. A u f!.,  § 535 Rdn. 32; MünchKomm-Voelskow, 
§§ 535, 536 Rdn. 133; Palandt-Heinrichs, BGB, 43. A u fl. ,  § 328 Anm. 3 

a i i ;  jew e ils  m.w.N.). Denn je d e n fa lls  fe h lt  es an e iner G eh ilfens te l­
lung der M ieter. Sie waren a lle n fa lls  E rfü llungsgehilfen des Beklagten 
als Vermieter in  Bezug auf dessen Verp flichtung, den Gast von der Ge­
fah renste lle  fernzuhalten; ke in es fa lls  aber waren sie E rfü llungsge­
h ilfe n  des Klägers h in s ic h tlic h  e iner ihn als Gast gegenüber dem Be­
klagten als Vermieter tre ffenden Obliegenheit.
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Zur Anschlußrevision des Klägers

1. Der Anschiußrevision i s t  m it ihren gegen die Abwägung der Ver­
ursachungsanteile gerichte ten Angriffen kein E rfo lg  beschieden. Sie 

macht geltend, den Kläger t re f fe  kein Mitverschulden. Er habe, weil 

er sich wegen eines Unwohlseins an die frische  L u ft habe begeben 
müssen, nur die Loggia oder den g le ic h fa lls  noch n ich t fe r t ig g e s te ll- 

ten und deshalb n ich t minder gefährlichen Treppenaufgang betreten und 

wegen seiner Angst- und Beklemmungsgefühle n ich t bloß in  der geöffne­
ten Loggiatür verharren können; im übrigen habe er die unzulängliche 
Befestigung der B re tte r n ich t erkennen können und am Geländer e rs t 
Halt gesucht, a ls er - erstm alig  - einem Schwindelanfall ausgesetzt 
gewesen s e i.

M it diesem Vortrag g r e i f t  die Anschlußrevision die Tatsachenwür­
digung des Berufungsgerichts an, die der Nachprüfung durch das 

Revisionsgericht entzogen is t  (§§ 549, 550 ZPO). Es is t  n ich t erkenn­

bar, daß das Berufungsgericht bei der Beurteilung des Mitverschuldens 

relevanten Tatsachenstoff übersehen hätte. Damit scheidet insoweit die 
rev is ionsrech tliche  Überprüfung des Berufungsurte ils aus. Die Abwägung 
der Verursachungsanteile i s t  grundsätzlich Sache des T a trich te rs  (vg l. 
Senatsurte ile vom 10. Dezember 1974 - VI ZR 105/73 - VersR 1975,
373 f .  und vom 24. Juni 1975 - VI ZR 159/74 - VersR 1975, 1121 f . ) .

2. Ohne E rfo lg  b le ib t  auch der A n g r iff der Anschlußrevision, m it 
dem sie geltend macht, das Berufungsgericht habe be.i der Beurteilung 
der Genugtuungsfunktion des Schmerzensgeldes wesentliche Tatsachen 
außer acht gelassen. Es habe n ich t be rücks ich tig t, daß im Zeitpunkt 
des Einzugs der M ieter eine Baugenehmigung fü r  den Ausbau des Dachge- 
schoßes weder beantragt noch e r t e i l t  gewesen se i, daß der Beklagte 
aber fü r die noch n ic h t fe r t ig g e s te llte  Wohnung den vo llen  M ietzins
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verlangt und damit ve rw e rflich  gehandelt, habe; im übrigen b le ibe die 
Schmerzensgeldfestsetzung h in te r dem von einem anderen Gericht fü r 
vergleichbare Verletzungen zuerkannten Schmerzensgeldanspruch zurück.

Auch dieser Vortrag i s t  re v is io ns re ch tlich  unerheblich. Auch in  
diesem Punkt e rs tre b t die Anschlußrevision eine neue Tatsachenwürdi­
gung, ohne daß erkennbar wäre, daß das Berufungsgericht in  rechts­
fe h le rh a fte r Weise Sachverhaltselemente, die fü r die Bemessung des 

Schmerzensgeldes von Bedeutung sind, unberücksichtig t gelassen hätte. 
Das Fehlen der Baugenehmigung steh t m it dem Unfall n ich t in einem 
inneren Zusammenhang. Die Bemessung des Schmerzensgeldes, bei der 
§ 287 ZPO e in g re if t ,  i s t  grundsätzlich Sache des T a trich te rs  (vg l. 
Senatsurteile vom 8. Juni 1976 - VI ZR 216/74 - VersR 1976, 967, 968 
und vom 2. November 1976 - VI ZR 134/75 - VersR 1977, 255, 257). Es 
is t  n ich t e rs ic h t lic h , daß der T a trich te r die bisher fü r die Bemessung 
des Schmerzensgeldes üblichen Sätze deu tlich  verlassen hätte.



u
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Die Sache war aaher an das Berufungsgericht zurückzuverweisen, um 
ihm Gelegenneit zu geben, zur Frage des vom Beklagten behaupteten Be­
tretungsverbots - ggf. nach Erhebung von weiteren Beweisen - zu be fin ­

den .
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